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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes 
(Bundeskriminalamtes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 
8. März 1951 (Bundesgesetzbl. 1 S. 165) wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 4 werden die Absätze 2 bis 4 durch die 
folgenden Absätze 2 bis 5 ersetzt: 

„(2) Das Bundeskriminalamt nimmt jedoch die 
polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Straf- 
verfolgung selbst wahr, wenn 

a) eine zuständige Landesbehörde darum 
ersucht oder 

b) der Bundesminister des Innern es aus 
schwerwiegenden Gründen anordnet 
oder 

c) ihm der Generalbundesanwalt oder der 
Untersuchungsrichter des Bundesge- 
richtshofs einen Auftrag erteilt (§§ 161, 
189 StPO). 

(3) Das Bundeskriminalamt kann polizeiliche 
Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung 
selbst übernehmen, wenn die Tat sich über den 
Bereich eines Landes hinaus erstreckt oder ein 
unmittelbarer Tatzusammenhang mit strafbaren 
Handlungen in einem anderen Lande besteht. 
Die Übernahme der Verfolgung ist nur zulässig, 
wenn sie sich auf strafbare Handlungen bezieht, 
für die der Bundesminister des Innern aus krimi- 
naltaktischen Gründen eine schwerpunktmäßige 


Bekämpfung angeordnet hat und wenn Ermittlun- 
gen durch eine Zentralstelle geboten erscheinen. 

(4) Die Landesregierung ist unverzüglich zu 
benachrichtigen, wenn das Bundeskriminalamt 
polizeiliche Aufgaben auf dem Gebiet der Straf- 
verfolgung gemäß Absatz 2 Buchstaben a und b 
und Absatz 3 wahrnimmt. 

(5) In den Fällen des Absatzes 2 und des Ab- 
satzes 3 kann das Bundeskriminalamt den zustän- 
digen Landeskriminalämtern (§ 3 Abs. 1) Weisun- 
gen für die Zusammenarbeit geben. Die zustän- 
dige Landesregierung ist in den Fällen des Ab- 
satzes 2 Buchstaben a und b und des Absatzes 3 
unverzüglich zu benachrichtigen." 

2. Folgende §§ 4 a und 4 b werden eingefügt: 

„§ 4 a 

(1) Das Bundeskriminalamt kann aus kriminal- 
taktischen Gründen die Verfolgung einer straf- 
baren Handlung, die den Bereich mehrerer Län- 
der berührt oder bei der ein Tatzusammenhang 
mit strafbaren Handlungen in einem anderen 
Lande besteht, auch einem Land mit der Maß- 
gabe zuweisen, die Ermittlungen insgesamt zu 
führen. 

(2) Zuständig für die Durchführung der einem 
Land gemäß Absatz 1 übertragenen polizeilichen 
Strafverfolgungsmaßnahmen ist das Landeskrimi- 
nalamt. Es kann sie einer Polizeibehörde des 
Landes weiter übertragen. 
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§ 4b 

Die Landeskriminalämter können die Verfol- 
gung einer strafbaren Handlung, die sich über 
den Bereich einer Polizeibehörde innerhalb des 
Landes hinaus erstreckt oder bei der ein Tatzu- 
sammenhang mit strafbaren Handlungen in 
einem anderen Bereich besteht, selbst überneh- 
men, wenn aus kriminaltaktischen Gründen zen- 
trale Ermittlungen notwendig erscheinen. Ihre 
polizeilichen Aufgaben können sie auf eine Poli- 
zeibehörde des Landes übertragen." 

3. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Vollzugsbeamte des Bundeskriminalamtes, 
die einen schriftlichen Ermittlungsauftrag besit- 


zen, können in den Fällen des § 4 Abs. 2 und 3 
im ganzen Bundesgebiet Amtshandlungen vor- 
nehmen; sie sind insoweit Hilfsbeamte der zu- 
ständigen Staatsanwaltschaft. Sie sollen zu ihren 
Ermittlungen tunlichst Beamte der örtlich zustän- 
digen Polizeidienststellen hinzuziehen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 4. Februar 1969 


Dr. Barzel und Fraktion 
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